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(Von der Kommission vorgelegt am 13. März 2001)

DAS EUROP˜ISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROP˜ISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren nach Artikel 251 EG-Vertrag,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 96/92/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 19. Dezember 1996 betreffend gemeinsame
Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt (1) war ein
wichtiger Schritt zur Vollendung des Elektrizitätsbinnen-
marktes.

(2) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung am 23. und
24. März 2000 in Lissabon dazu aufgerufen, zügig an der
Vollendung des Binnenmarktes sowohl im Elektrizitäts- als
auch im Gassektor zu arbeiten und die Liberalisierung in
diesen Sektoren zu beschleunigen, um in diesen Bereichen
einen voll funktionsfähigen Binnenmarkt zu erhalten.

(3) Die Schaffung eines echten Elektrizitätsbinnenmarktes
sollte durch eine Intensivierung des Stromhandels geför-
dert werden, der derzeit im Vergleich zu anderen Wirt-
schaftszweigen unterentwickelt ist.

(4) Für die Entgeltbildung für die grenzüberschreitende Über-
tragung und die Zuweisung verfügbarerer Verbindungs-
kapazitäten sollten faire, kostenorientierte, transparente
und unmittelbar geltende Regeln eingeführt werden, die
die Bestimmungen der Richtlinie 96/92/EG ergänzen, da-
mit für grenzüberschreitende Transaktionen ein wirksamer
Zugang zu den Übertragungsnetzen gewährleistet ist.

(5) Der Rat ÐEnergie� hat am 30. Mai 2000 in seinen Schluss-
folgerungen die Kommission, die Mitgliedstaaten und die
nationalen Regulierungsbehörden/Verwaltungen aufgefor-
dert, zügig ein stabiles Entgeltsystem und Methoden für
die längerfristige Zuweisung verfügbarer Verbindungs-
kapazitäten einzuführen.

(6) Das Europäische Parlament hat in seiner Entschließung
vom 6. Juli 2000 zum Zweiten Bericht der Kommission

über den Stand der Liberalisierung der Energiemärkte in
den Mitgliedstaaten Netznutzungsbedingungen verlangt,
die den grenzüberschreitenden Handel mit Strom nicht
behindern, und die Kommission aufgefordert, konkrete
Vorschläge zur Überwindung der bestehenden inner-
gemeinschaftlichen Handelshemmnisse zu unterbreiten.

(7) In dieser Verordnung sollten die Grundsätze der Entgelt-
bildung und Kapazitätszuweisung festgelegt werden, wobei
in ihr gleichzeitig der Erlass von Leitlinien vorgesehen ist,
die die einschlägigen Grundsätze und Methoden näher
ausführen, um eine rasche Anpassung an veränderte Ge-
gebenheiten zu ermöglichen.

(8) In einem offenen, vom Wettbewerb geprägten Markt soll-
ten Übertragungsnetzbetreiber von den Betreibern der
Übertragungsnetze, aus denen Transitlieferungen stammen
oder für die diese bestimmt sind, für die Kosten entschä-
digt werden, die durch den Stromtransit über ihre Netze
entstehen.

(9) Die zum Ausgleich zwischen den Übertragungsnetzbetrei-
bern geleisteten Zahlungen und verbuchten Einnahmen
sollten bei der Festsetzung der nationalen Netzentgelte
berücksichtigt werden.

(10) Der für den Zugang zu einem jenseits der Grenze beste-
henden Netz tatsächlich zu zahlende Betrag kann je nach
den beteiligten Übertragungsnetzbetreibern und infolge
der unterschiedlich aufgebauten Entgeltsysteme der Mit-
gliedstaaten erheblich variieren. Eine gewisse Harmonisie-
rung ist daher zur Vermeidung von Handelsverzerrungen
erforderlich.

(11) Entfernungsabhängige Entgelte oder ein spezielles, nur
von Exporteuren oder Importeuren zu zahlendes Entgelt
wären nicht zweckmäßig.

(12) Der Wettbewerb im Binnenmarkt kann sich nur dann
wirklich entfalten, wenn der Zugang zu den Leitungen,
die die verschiedenen nationalen Netze miteinander ver-
binden, auf diskriminierungsfreie und transparente Weise
gewährleistet ist. Auf diesen Leitungen sollte unter Einhal-
tung der Sicherheitsstandards eines sicheren Netzbetriebs
eine möglichst große Kapazität zur Verfügung stehen. Falls
bei der Zuweisung verfügbarer Kapazitäten unterschied-
lich verfahren wird, sollte nachgewiesen werden, dass
dies die Entwicklung des Handels nicht übermäßig ver-
zerrt oder behindert.
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(13) Die verfügbaren Übertragungskapazitäten und die Sicher-
heits-, Planungs- und Betriebsstandards, die sich auf die
verfügbaren Übertragungskapazitäten auswirken, sollten
für die Marktteilnehmer transparent sein.

(14) Den Übertragungsnetzbetreibern sollten aus etwaigen Ein-
nahmen aus einem Engpassmanagement keine zusätzli-
chen Gewinne erwachsen.

(15) Engpässe sollten auf unterschiedliche Weise bewältigt wer-
den, sofern die verwendeten Methoden die richtigen wirt-
schaftlichen Signale an die Übertragungsnetzbetreiber und
Marktteilnehmer aussenden und auf Marktmechanismen
beruhen.

(16) Für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes
sollten Verfahren vorgesehen werden, die den Erlass von
Entscheidungen und Leitlinien durch die Kommission über
die Entgeltbildung und Kapazitätszuweisung gestatten und
gleichzeitig die Beteiligung der Regulierungsbehörden der
Mitgliedstaaten an diesem Prozess gewährleisten.

(17) Die nationalen Behörden sollten dazu verpflichtet werden,
der Kommission einschlägige Informationen zu liefern.
Diese Informationen sollten von der Kommission vertrau-
lich behandelt werden. Soweit erforderlich, sollte die Kom-
mission die Möglichkeit haben, einschlägige Informationen
unmittelbar von den betreffenden Unternehmen anzufor-
dern.

(18) Die nationalen Regulierungsbehörden sollten für die Ein-
haltung dieser Verordnung und der auf ihrer Grundlage
erlassenen Leitlinien sorgen.

(19) Die Mitgliedstaaten sollten festlegen, welche Sanktionen
bei einem Verstoß gegen diese Verordnung zu verhängen
sind, und für ihre Durchsetzung sorgen. Die Sanktionen
müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.

(20) Entsprechend dem in Artikel 5 EG-Vertrag niedergelegten
Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsprinzip können
die Ziele der vorgeschlagenen Verordnung auf der Ebene
der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden; sie
können daher wegen des Umfangs und der Auswirkungen
der Maßnahme besser auf Gemeinschaftsebene verwirk-
licht werden. Diese Verordnung beschränkt sich auf das
zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Mindestmaß und
geht nicht über das dazu Erforderliche hinaus.

(21) Gemäß Artikel 2 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse (1) sollten die für die Durchführung dieser
Verordnung erforderlichen Maßnahmen entsprechend der
Art der Maßnahme nach dem Regelungsverfahren gemäß
Artikel 5 oder nach dem Beratungsverfahren gemäß Ar-
tikel 3 des Beschlusses erlassen werden �

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Inhalt und Geltungsbereich

Ziel dieser Verordnung ist es, den grenzüberschreitenden
Stromhandel und folglich den Wettbewerb auf dem Elektrizi-
tätsbinnenmarkt durch einen Ausgleichsmechanismus für
Stromtransitflüsse und durch harmonisierte Grundsätze für
die Entgelte für die grenzüberschreitende Übertragung und
für die Zuweisung der auf den Verbindungsleitungen zwischen
nationalen Übertragungsnetzen verfügbareren Kapazitäten zu
fördern.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung gelten die in Artikel 2
der Richtlinie 96/92/EG genannten Begriffsbestimmungen.

(2) Ferner gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) ÐTransit� ist das Durchleiten eines physikalischen Leistungs-
flusses durch das Übertragungsnetz eines Mitgliedstaates,
der in diesem Mitgliedstaat weder erzeugt wurde noch für
den Verbrauch in diesem Mitgliedstaat bestimmt ist, ein-
schließlich der Transitflüsse, die gemeinhin als ÐRingflüsse�
oder ÐParallelflüsse� bezeichnet werden;

b) ÐEngpass� ist eine Situation, in der eine Verbindungsleitung,
die nationale Übertragungsnetze miteinander verbindet, we-
gen unzureichender Kapazität nicht alle aus dem interna-
tionalen Handel der Marktteilnehmer resultierenden Trans-
aktionen bewältigen kann.

Artikel 3

Ausgleich zwischen Übertragungsnetzbetreibern

(1) Übertragungsnetzbetreiber erhalten einen Ausgleich für
die Kosten, die durch Stromtransite über ihr Netz entstehen.

(2) Der in Absatz 1 genannte Ausgleich wird von den Be-
treibern der nationalen Übertragungsnetze geleistet, aus denen
die Transitflüsse stammen und/oder von den Betreibern der
Netze, in denen diese Transitflüsse enden.

(3) Die Ausgleichszahlungen werden regelmäßig für einen
bestimmten Zeitraum in der Vergangenheit geleistet. Die Zah-
lungen werden, wenn nötig, nachträglich den tatsächlich ent-
standenen Kosten angepasst.

(4) Der erste Zeitraum, für den Ausgleichszahlungen zu leis-
ten sind, wird in den Leitlinien nach Artikel 7 festgesetzt.

(5) Die Kommission entscheidet nach dem in Artikel 13
Absatz 2 genannten Verfahren über die zu leistenden Aus-
gleichszahlungen.
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(6) Die Transitmengen und die exportierten/importierten
Strommengen werden auf der Grundlage der in einem be-
stimmten Zeitraum tatsächlich gemessenen physikalischen Leis-
tungsflüsse bestimmt. Die transitbedingten Kosten werden auf
der Grundlage der vorausschauenden, langfristigen durch-
schnittlichen zusätzlichen Kosten ermittelt (unter Berücksichti-
gung der Kosten und Nutzen, die in einem Netz durch die
Transitflüsse entstehen, vergleichen mit einer Situation ohne
Transitflüsse).

Artikel 4

Netzzugangsentgelte

(1) Die Entgelte, die die nationalen Netzbetreiber für den
Zugang zu den nationalen Netzen berechnen, müssen die tat-
sächlichen Kosten widerspiegeln, transparent und an die Ent-
gelte eines effizienten Netzbetreibers angelehnt sein und ohne
Diskriminierung erhoben werden. Sie dürfen nicht entfernungs-
abhängig sein.

(2) Den Erzeugern und Verbrauchern (Last) kann ein Entgelt
für den Zugang zum nationalen Netz in Rechnung gestellt
werden. Der Anteil, den die Erzeuger an dem Netzentgelt tra-
gen, muss niedriger als der Anteil der Verbraucher sein. Gege-
benenfalls müssen von der Höhe der den Erzeugern und/oder
Verbrauchern berechneten Entgelte ortsabhängige Preissignale
ausgehen und diese den Umfang der verursachten Netzverluste
und Engpässe berücksichtigen.

(3) Die im Rahmen des Ausgleichsmechanismus zwischen
Übertragungsnetzbetreibern geleisteten Zahlungen und ver-
buchten Einnahmen sind bei der Festsetzung der Netzzugangs-
entgelte zu berücksichtigen. Den tatsächlich geleisteten und
eingegangenen Zahlungen sowie den für künftige Zeiträume
erwarteten Zahlungen, die auf der Grundlage vergangener Zeit-
räume geschätzt werden, ist Rechnung zu tragen.

(4) Vorbehaltlich Absatz 2 werden die den Erzeugern und
Verbrauchern für den Zugang zu den nationalen Netzen in
Rechnung gestellten Entgelte unabhängig von dem in dem zu-
grunde liegenden Geschäftsvertrag genannten Herkunfts- bzw.
Bestimmungsland des Stroms berechnet. Exporteuren und Im-
porteuren wird über die allgemeinen Entgelte für den Zugang
zu nationalen Netzen hinaus kein besonderes Entgelt in Rech-
nung gestellt.

(5) Auf einzelne Stromtransittransaktionen, für die der Aus-
gleichsmechanismus zwischen Übertragungsnetzbetreibern gilt,
wird kein besonderes Netzentgelt erhoben.

Artikel 5

Informationen über Verbindungskapazitäten

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber richten Verfahren für die
Koordinierung und den Informationsaustausch ein, um die
Netzsicherheit im Rahmen des Engpassmanagements zu ge-
währleisten.

(2) Die von den Übertragungsnetzbetreibern verwendeten
Sicherheits-, Betriebs- und Planungsstandards werden öffentlich
bekannt gemacht. Dazu gehört ein allgemeines Modell für die
Berechnung der Gesamtübertragungskapazität und der Sicher-
heitsmarge, das auf den elektrischen und physikalischen Netz-
gemerkmale beruht. Derartige Modelle müssen durch die na-
tionale Regulierungsbehörde genehmigt werden.

(3) Die Übertragungsnetzbetreiber veröffentlichen die für je-
den Tag geschätzte verfügbare Übertragungskapazität unter An-
gabe etwaiger bereits reservierter Kapazitäten. Diese Veröffent-
lichungen erfolgen zu bestimmten Zeitpunkten vor dem Über-
tragungstag und umfassen auf jeden Fall Schätzungen für die
nächste Woche und den nächsten Monat.

Diese Informationen müssen auch quantitative Angaben darü-
ber enthalten, wie verlässlich die verfügbare Kapazität voraus-
sichtlich bereitgestellt werden kann.

Artikel 6

Allgemeine Leitlinien für das Engpassmanagement

(1) Netzengpässen wird durch diskriminierungsfreie markt-
orientierte Lösungen begegnet, von denen wirksame wirtschaft-
liche Signale an die Marktteilnehmer und beteiligten Übertra-
gungsnetzbetreiber ausgehen.

(2) Transaktionen dürfen nur in Notfällen gekürzt werden,
in denen der Übertragungsnetzbetreiber schnell handeln muss
und ein Redispatching oder Countertrading nicht möglich ist.

Marktteilnehmern, denen Kapazitäten zugewiesen wurden, wer-
den für jede Kürzung dieser Kapazität entschädigt.

(3) Den Marktteilnehmern wird unter Beachtung der Sicher-
heitsstandards für den sicheren Netzbetrieb die maximale Ka-
pazität der Verbindungsleitungen zur Verfügung gestellt.

(4) Zugewiesene Kapazitäten, die nicht in Anspruch genom-
men werden, gehen an den Markt zurück.

(5) Die Übertragungsnetzbetreiber saldieren, soweit tech-
nisch möglich, die auf der überlasteten Verbindungsleitung in
gegenläufiger Richtung beanspruchten Kapazitäten, um diese
Leitung bis zu ihrer maximalen Kapazität zu nutzen. Trans-
aktionen, die mit einer Entlastung verbunden sind, dürfen in
keinem Fall abgelehnt werden.

(6) Einnahmen aus der Zuweisung von Verbindungskapazi-
täten sind für einen oder mehrere der folgenden Zwecke zu
verwenden:

a) Gewährleistung der tatsächlichen Verfügbarkeit der zugewie-
senen Kapazität,

b) Netzinvestitionen für den Erhalt oder Ausbau von Verbin-
dungskapazitäten,

c) Senkung der Netzentgelte.
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Diese Einnahmen können in einen Fonds fließen, der von den
Übertragungsnetzbetreibern verwaltet wird. Den Übertragungs-
netzbetreibern dürfen daraus keine zusätzlichen Gewinne er-
wachsen.

Artikel 7

Leitlinien

(1) Gemäß dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Verfahren
erlässt und ändert die Kommission, gegebenenfalls, Leitlinien zu
folgenden Fragen hinsichtlich des Ausgleichsmechanismus zwi-
schen Übertragungsnetzbetreibern:

a) zu den Einzelheiten der Ermittlung der zur Transitaus-
gleichszahlung verpflichteten Übertragungsnetzbetreiber
nach Artikel 3 Absatz 2,

b) zu den Einzelheiten des einzuhaltenden Zahlungsverfahrens
einschließlich der Festlegung des ersten Zeitraums, für den
Ausgleichszahlungen zu leisten sind, nach Artikel 3 Ab-
satz 3,

c) zu den Einzelheiten der Methoden für die mengenmäßige
Bestimmung der Transitflüsse und der Stromimporte/-ex-
porte nach Artikel 3 Absatz 5,

d) Einzelheiten der Methode für die Ermittlung der durch Tran-
sitflüsse entstandenen Kosten nach Artikel 3 Absatz 6,

e) zur Beteiligung nationaler, durch direkte Stromleitungen
miteinander verbundener Netze, in Einklang mit Artikel 3.

(2) Die Leitlinien legen ferner Einzelheiten einer Harmoni-
sierung der nach den nationalen Regelungen von Erzeugern
und Verbrauchern (Last) zu erhebenden Entgelte nach den in
Artikel 4 Absatz 2 dargelegten Grundsätzen fest.

(3) Die Kommission ändert gegebenenfalls gemäß dem Ver-
fahren des Artikels 12 Absatz 2 die im Anhang aufgeführten
Leitlinien für die Zuweisung verfügbarer Übertragungskapazität
von Verbindungsleitungen zwischen nationalen Netzen nach
den Grundsätzen der Artikel 5 und 6. Soweit angebracht, wer-
den im Rahmen solcher ˜nderungen gemeinsame Regeln über
Mindestsicherheits- und -betriebsstandards für die Netznutzung
und den Netzbetrieb nach Artikel 5 Absatz 2 festgelegt.

Artikel 8

Nationale Regulierungsbehörden

Die nationalen Regulierungsbehörden gewährleisten, dass die
nationalen Entgelte und Engpassmanagementmethoden gemäß
dieser Verordnung und den Leitlinien nach Artikel 7 festgelegt
und angewendet werden.

Artikel 9

Informationen und Vertraulichkeit

(1) Die Mitgliedstaaten und die nationalen Regulierungs-
behörden übermitteln der Kommission auf Anforderung alle

nach Artikel 3 Absatz 4 und Artikel 7 erforderlichen Informa-
tionen.

Insbesondere teilen die nationalen Regulierungsbehörden der
Kommission nach Artikel 3 Absatz 4 regelmäßig die den na-
tionalen Übertragungsnetzbetreibern durch Transitflüsse tat-
sächlich entstandenen Kosten mit sowie die Export- und Im-
portmengen eines bestimmten Zeitraums. Ferner übermitteln
sie die für die Berechnung dieser Zahlen verwendeten maßgeb-
lichen Daten und Informationen.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen
Regulierungsbehörden und Verwaltungen in der Lage und be-
fugt sind, die nach Absatz 1 angeforderten Informationen zu
liefern.

(3) Die Kommission kann auch alle erforderlichen Informa-
tionen, die für die Zwecke des Artikels 3 Absatz 4 und des
Artikels 7 erforderlich sind, unmittelbar von Unternehmen und
Unternehmensvereinigungen anfordern.

Fordert die Kommission von einem Unternehmen oder von
einer Unternehmensvereinigung Informationen an, so übermit-
telt sie der nach Artikel 22 der Richtlinie 96/92/EG, eingerich-
teten Regulierungsbehörde des Mitgliedstaats, in dessen Ho-
heitsgebiet sich der Sitz des Unternehmens oder der Unterneh-
mensvereinigung befindet, gleichzeitig eine Abschrift dieser An-
forderung.

(4) In ihrer Anforderung gibt die Kommission die Rechts-
grundlage, die Frist für die Übermittlung der Informationen
und den Zweck der Anforderung sowie die in Artikel 11 Ab-
satz 2 für den Fall der Erteilung unrichtiger, unvollständiger
oder irreführender Angaben vorgesehenen Sanktionen an.

(5) Die Eigentümer der Unternehmen oder ihre Vertreter
und bei juristischen Personen die Gesellschaften und die Ver-
einigungen ohne Rechtspersönlichkeit und die nach Gesetz
oder Satzung zu ihrer Vertretung bevollmächtigten Personen
sind zur Auskunft verpflichtet. Ordnungsgemäß bevollmäch-
tigte Rechtsanwälte können die Informationen im Auftrag ihrer
Mandanten übermitteln, wobei die Mandanten in vollem Um-
fang haften, falls die übermittelten Angaben unvollständig, un-
richtig oder irreführend sind.

(6) Wird eine von Unternehmen oder Unternehmensvereini-
gungen verlangte Auskunft innerhalb einer von der Kommis-
sion gesetzten Frist nicht oder nicht vollständig erteilt, fordert
die Kommission die Information durch Entscheidung an. In der
Entscheidung werden die angeforderten Informationen bezeich-
net und eine angemessene Frist für ihre Lieferung bestimmt. Sie
enthält ferner einen Hinweis auf die in Artikel 11 Absatz 2
vorgesehenen Sanktionen sowie einen Hinweis auf das Recht,
vor dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften gegen
die Entscheidung Klage zu erheben.

Die Kommission übermittelt der in Absatz 3 Unterabsatz 2
genannten Regulierungsbehörde des Mitgliedstaates, in dessen
Hoheitsgebiet sich der Sitz des Unternehmens oder der Unter-
nehmensvereinigung befindet, gleichzeitig eine Abschrift ihrer
Entscheidung.

DE28.8.2001 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 240 E/75



(7) Die aufgrund dieser Verordnung angeforderten Informa-
tionen dürfen nur für die Zwecke des Artikels 3 Absatz 4 und
des Artikels 7 verwendet werden.

Die Kommission darf die Informationen, die sie im Rahmen
dieser Verordnung erhalten hat und die ihrem Wesen nach
unter das Geschäftsgeheimnis fallen, nicht preisgeben.

Artikel 10

Recht der Mitgliedstaaten, detailliertere Maßnahmen vor-
zusehen

Diese Verordnung berührt nicht die Rechte der Mitgliedstaaten,
im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht Maßnahmen beizube-
halten oder einzuführen, die detailliertere Bestimmungen als
diese Verordnung und die Leitlinien nach Artikel 7 enthalten.

Artikel 11

Sanktionen

(1) Die Mitgliedstaaten legen fest, welche Sanktionen bei
einem Verstoß gegen Bestimmungen dieser Verordnung zu ver-
hängen sind, und treffen die zu ihrer Durchsetzung erforderli-
chen Maßnahmen. Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnis-
mäßig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen der
Kommission die entsprechenden Bestimmungen spätestens [Da-
tum angeben] mit und melden ihr umgehend alle ˜nderungen
dieser Bestimmungen.

(2) Die Kommission kann Unternehmen und Unternehmens-
vereinigungen durch Entscheidung mit einer Geldbuße in Höhe
von 1 % des im letzten Geschäftsjahr erzielten Gesamtumsatzes
belegen, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig eine nach Artikel
9 Absatz 3 verlangte Auskunft unrichtig, unvollständig oder
auf irreführende Weise oder nicht innerhalb der in einer Ent-
scheidung nach Artikel 9 Absatz 6 Unterabsatz 1 gesetzten
Frist erteilen.

(3) Bei der Festsetzung der Höhe der Geldbuße ist neben der
Schwere auch die Dauer des Verstoßes zu berücksichtigen.

(4) Sanktionen nach Absatz 1 und Entscheidungen nach Ab-
satz 2 sind nicht strafrechtlicher Art.

Artikel 12

Regelungsausschuss

(1) Die Kommission wird von einem Regelungsausschuss
unterstützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusam-
mensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den Vorsitz
führt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so ist das
Regelungsverfahren nach Artikel 5 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 7 und Ar-
tikel 8 anzuwenden.

(3) Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG
vorgesehene Frist beträgt zwei Monate.

Artikel 13

Beratender Ausschuss

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt,
der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt und
in dem der Vertreter der Kommission den Vorsitz führt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so ist das
Beratungsverfahren nach Artikel 3 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 7 und Ar-
tikel 8 anzuwenden.

Artikel 14

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Sie gilt ab [Datum angeben].

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
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ANHANG

Leitlinien für das Engpassmanagement

1. Die von den Mitgliedstaaten angewandte(n) Engpassmanagementmethode(n) sollte(n) kurzfristige Engpässe auf wirt-
schaftlich effiziente Weise bewältigen und gleichzeitig sollten von ihnen an den richtigen Stellen Signale oder
Anreize für effiziente Investitionen in Netz und Erzeugung ausgehen.

2. Um die negativen Folgen von Engpässen auf den Handel möglichst in Grenzen zu halten, sollte das bestehende Netz
unter Beachtung der Sicherheitsstandards für den sicheren Netzbetrieb mit der maximalen Kapazität genutzt wer-
den.

3. Die Übertragungsnetzbetreiber sollten diskriminierungsfreie und transparente Standards festlegen, in denen ange-
geben ist, welche Engpassmanagementmethoden sie unter welchen Gegebenheiten anwenden werden. Diese Stan-
dards sowie die Sicherheitsstandards sollten in öffentlich zugänglichen Unterlagen dargelegt werden.

4. Eine unterschiedliche Behandlung verschiedener Arten grenzüberschreitender Transaktionen sollte unabhängig da-
von, ob es sich um konkrete bilaterale Verträge oder Verkaufs- und Kaufangebote auf ausländischen organisierten
Märkten handelt, bei der Konzipierung der Regeln für spezielle Methoden des Engpassmanagements auf ein Mindest-
maß beschränkt werden. Die Methode für die Zuweisung knapper Übertragungskapazitäten muss transparent sein.
Falls Transaktionen unterschiedlich behandelt werden, ist nachzuweisen, dass dies die Entwicklung des Wettbewerbs
weder verzerrt noch behindert.

5. Die von Engpassmanagementsystemen ausgehenden Preissignale sollten von der Übertragungsrichtung abhängig
sein.

6. Es sollte alles darangesetzt werden, die auf der überlasteten Verbindungsleitung in gegenläufiger Richtung bean-
spruchten Kapazitäten zu saldieren, um diese Leitung bis zu ihrer maximalen Kapazität zu nutzen. Transaktionen,
die mit einer Entlastung verbunden sind, dürfen in keinem Fall abgelehnt werden.

7. Ungenutzte Kapazitäten müssen anderen Marktteilnehmern zur Verfügung gestellt werden (nach dem Grundsatz,
dass die Kapazität entweder genutzt oder wieder frei gegeben wird). Dies kann durch Notifizierungen erreicht
werden.

8. Einnahmen aus der Zuweisung von Verbindungskapazitäten können für das Redispatching oder Countertrading
verwendet werden, um die verbindliche Kapazitätszusage gegenüber den Marktteilnehmern einzuhalten. Etwaige
verbleibende Einnahmen sollten grundsätzlich für Netzinvestitionen, für die Bewältigung von Engpässen oder die
Senkung des gesamten Netzentgelts verwendet werden. Die Übertragungsnetzbetreiber dürfen diese Mittel verwal-
ten, nicht jedoch behalten.

9. Die Übertragungsnetzbetreiber sollten dem Markt Übertragungskapazitäten mit einem möglichst hohen Verbindlich-
keitsgrad anbieten. Ein angemessener Anteil der Kapazitäten kann dem Markt mit einer geringeren Verbindlichkeit
angeboten werden, die genauen Bedingungen für die Übertragung über grenzüberschreitende Leitungen sollten den
Marktteilnehmern jedoch immer bekannt gegeben werden.

10. Da das kontinentaleuropäische Netz sehr dicht ist und sich die Nutzung von Verbindungsleitungen auf beiden Seiten
einer Landesgrenze auf die Stromflüsse auswirkt, sollten die nationalen Regulierer gewährleisten, dass Engpass-
managementverfahren mit erheblichen Auswirkungen auf die Stromflüsse in anderen Netzen nicht einseitig ent-
wickelt werden.

Langfristige Verträge

1. Im Rahmen von Verträgen, die gegen die Artikel 81 und 82 EG-Vertrag verstoßen, können keine vorrangigen
Zugangsrechte zu Verbindungskapazitäten eingeräumt werden.

2. Bei bestehenden langfristigen Verträgen werden keine Vorkaufsrechte eingeräumt, wenn sie zur Verlängerung anste-
hen.

Informationen

1. Die Übertragungsnetzbetreiber sollten geeignete Verfahren für die Koordinierung und den Informationsaustausch
einrichten, um die Netzsicherheit zu gewährleisten.

2. Die Übertragungsnetzbetreiber sollten alle maßgeblichen Daten über die Gesamtkapazität für die grenzüberschrei-
tende Übertragung veröffentlichen. Über die Winter- und Sommerwerte für die verfügbare Übertragungskapazität
hinaus sollten die Übertragungsnetzbetreiber die für jeden Tag verfügbare Übertragungskapazität zu verschiedenen
Zeitpunkten vor dem Übertragungstag veröffentlichen. Dem Markt sollten eine Woche zuvor zumindest genaue
Schätzungen zur Verfügung gestellt werden, und die Übertragungsnetzbetreiber sollten ferner versuchen, Informa-
tionen jeweils einen Monat im Voraus bekannt zu geben. Die Informationen sollten auch Angaben darüber enthalten,
wie verlässlich die Bereitstellung der Kapazität ist.
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3. Die Übertragungsnetzbetreiber sollten auf der Grundlage der elektrischen und physikalischen Netzgegebenheiten ein
allgemeines Modell für die Berechnung der Gesamtübertragungskapazität und der Sicherheitsmarge veröffentlichen.
Ein derartiges Modell müsste durch die Regulierungsbehörden der betroffenen Mitgliedstaaten genehmigt werden. Die
Sicherheits-, Betriebs- und Planungsstandards sollten fester Bestandteil der Informationen sein, die die Übertragungs-
netzbetreiber in öffentlich zugänglichen Unterlagen veröffentlichen.

Bevorzugte Methoden für das Engpassmanagement

1. Netzengpässen sollte grundsätzlich durch marktorientierte Lösungen begegnet werden. Insbesondere werden Lösun-
gen für die Bewältigung von Engpässen bevorzugt, von denen geeignete Signale an die Marktteilnehmer und die
beteiligten Übertragungsnetzbetreiber ausgehen.

2. Netzengpässe sollten vorzugsweise durch nichttransaktionsbezogene Methoden bewältigt werden, d. h. durch Metho-
den, die keinen Unterschied zwischen den Verträgen einzelner Marktteilnehmer machen.

3. Das im Nordpool-Gebiet praktizierte System der Marktteilung ist das Engpassmanagementverfahren, das dieser
Anforderung grundsätzlich am besten gerecht wird.

4. In Kontinentaleuropa sind jedoch auf kürzere Sicht die impliziten und expliziten Auktionen sowie das grenzüber-
schreitende, koordinierte Redispatching die Methoden, die für das Engpassmanagement in Frage kommen.

5. Das grenzüberschreitende, koordinierte Redispatching oder das Countertrading können von den betroffenen Über-
tragungsnetzbetreibern gemeinsam verwendet werden. Die Höhe der den Übertragungsnetzbetreibern durch Counter-
trading und Redispatching entstehenden Kosten muss jedoch Effizienzanforderungen genügen.

6. Transaktionen dürfen nur in Notfällen, in denen die Übertragungsnetzbetreiber schnell handeln müssen und ein
Redispatching nicht möglich ist, gemäß vorher festgelegten Vorrangsregeln gekürzt werden.

7. Die mögliche Kopplung der Methode der Marktteilung zur Lösung anhaltender Engpässe mit dem Countertrading zur
Lösung vorübergehender Engpässe sollte als ein längerfristiger Ansatz für das Engpassmanagement umgehend auf
ihre Vorteile geprüft werden.

Leitlinien für explizite Auktionen

1. Das Auktionsverfahren muss so konzipiert sein, dass dem Markt die gesamte verfügbare Kapazität angeboten wird.
Zu diesem Zweck kann eine zusammengesetzte Auktion veranstaltet werden, bei der Kapazitäten für eine unter-
schiedliche Dauer und mit unterschiedlichen Merkmalen (z. B. voraussichtliche Verlässlichkeit der Bereitstellung der
jeweiligen verfügbaren Kapazität) versteigert werden.

2. Die gesamte Verbindungskapazität sollte in mehreren Auktionen angeboten werden, die zum Beispiel jährlich,
monatlich, wöchentlich, täglich oder mehrmals täglich entsprechend dem Bedarf der beteiligten Märkte stattfinden.
Auf jeder dieser Auktionen sollten ein festgeschriebener Anteil der Nettoübertragungskapazität und etwaige verblei-
bende Kapazitäten, die bei vorherigen Auktionen nicht vergeben wurden, zugewiesen werden.

3. Die Verfahren für explizite Auktionen sollten in enger Zusammenarbeit von den betroffenen nationalen Regulierungs-
behörden und Übertragungsnetzbetreibern ausgearbeitet werden und so konzipiert sein, dass die Bieter in den
beteiligten Ländern auch am Tageshandel eines organisierten Marktes (d. h. Strombörse) teilnehmen können.

4. Die auf der überlasteten Verbindungsleitung in gegenläufiger Richtung beanspruchten Kapazitäten sollten grund-
sätzlich saldiert werden, um die Übertragungskapazität in Richtung Engpass zu maximieren. Das Verfahren für die
Saldierung der Stromflüsse sollte jedoch mit dem sicheren Betrieb des Stromnetzes vereinbar sein.

5. Um dem Markt die größtmögliche Kapazität anbieten zu können, sollten die finanziellen Risiken im Zusammenhang
mit der Saldierung der Stromflüsse von den Marktteilnehmern getragen werden, die sie verursachen.

6. Von allen Auktionsverfahren sollten übertragungsrichtungsabhängige Preissignale an die Marktteilnehmer ausgehen
können. Übertragungen in einer dem vorherrschenden Stromfluss entgegengesetzten Richtung wirken entlastend und
sollten daher auf der überlasteten Verbindungsleitung zu zusätzlicher Übertragungskapazität führen.

7. Um nicht Gefahr zu laufen, dass Probleme im Zusammenhang mit einer etwaigen marktbeherrschenden Stellung
eines Marktteilnehmers entstehen oder verschärft werden, sollten die zuständigen Regulierungsbehörden bei der
Konzipierung von Auktionsverfahren Obergrenzen für die Kapazitätsmengen, die ein einzelner Marktteilnehmer
bei einer Auktion erwerben/besitzen/verwenden kann, ernsthaft in Erwägung ziehen.

8. Zur Förderung der Schaffung liquider Strommärkte sollte die bei einer Auktion erworbene Kapazität bis zur Noti-
fizierung frei gehandelt werden können.
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